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Jeder hat nach Maßgabe dieses Gesetzes 
gegenüber den Behörden des Bundes einen 
Anspruch auf Zugang zu amtlichen 
Informationen.

§ 1 Abs. 1 S. 1 IFG



Jeder hat nach Maßgabe dieses Gesetzes 
gegenüber den Behörden des Bundes einen 
Anspruch auf Zugang zu amtlichen 
Informationen.

§ 1 Abs. 1 S. 1 IFG

Behörden des Bundes



Behörden des Bundes

● Weiter Behördenbegriff:
Verwaltungstätigkeit maßgeblich

● Urheber*in der Information unerheblich

● Privatrechtssubjekte, soweit eine
Behörde sich dieser Person zur Erfüllung
ihrer öffentlich-rechtlichen Aufgaben
bedient

● Ausnahme: Nachrichtendienste

Beispiel: Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder



Behörden des Bundes

Tipp

● Weiter Behördenbegriff: 
Verwaltungstätigkeit maßgeblich

● Urheber*in der Information unerheblich

● Privatrechtssubjekte, soweit eine
Behörde sich dieser Person zur Erfüllung
ihrer öffentlich-rechtlichen Aufgaben
bedient

● Ausnahme: Nachrichtendienste

• Ggf. Antrag bei verschiedenen 
Stellen

• Bei Privatrechtssubjekten: Antrag
bei dahinterstehender Behörde

Beispiel: Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder



Jeder hat nach Maßgabe dieses Gesetzes 
gegenüber den Behörden des Bundes einen 
Anspruch auf Zugang zu amtlichen 
Informationen.

§ 1 Abs. 1 S. 1 IFG

amtlichen
Informationen.



• Nur Aufgezeichnetes
• Früher: alles, was nicht privat ist
• Aktuell: objektive oder subjektive

Zweckbestimmung der Speicherung
• Informationen müssen bei Antragstellung

vorhanden sein
• Problem: SMS und Messenger-

Kommunikation

Amtliche Information:

jede amtlichen Zwecken dienende 
Aufzeichnung, unabhängig von der 
Art ihrer Speicherung. Entwürfe und 
Notizen, die nicht Bestandteil 
eines Vorgangs werden sollen, 
gehören nicht dazu;

§ 2 Nr. 1 IFG



Briefwechsel & E-Mails Stiftungssatzungen & Verträge

Gesprächsvorbereitungen & Vermerke Fotos & Videos

Gästelisten

Gutachten & 
Berichte







Eilrechtsschutz?





geistiges Eigentum

Schutz personenbezogener Daten

Betriebs- & 
Geschäftsgeheimnisse



geistiges Eigentum

Schutz personenbezogener Daten

Betriebs- & 
Geschäftsgeheimnisse

• nachteilige Auswirkungen auf bspw. 
internationale Beziehungen, 

militärische Belange, innere oder
äußere Sicherheit, Durchführung von 

Gerichtsverfahren oder
strafrechtlicher Ermittlungen
• Öffentliche Sicherheit

• Beeinträchtigung der Vertraulichkeit
internationaler Verhandlungen oder

Beratungen von Behörden
• Geheimhaltungsvorschriften

• Bereichsausnahme Nachrichtendienste



Handbuch Einsatztraining

VS-NfD ● Kein automatischer Ausschluss: Der Zugang
zu Informationen ist nicht allein wegen
formaler VS-Einstufung ausgeschlossen. Es 
müssen materielle Gründe vorliegen
(BVerwG 7 C 21.08).

● Niedrige Hürde, häufiger Missbrauch: VS-
Einstufung bei potenziellem Nachteil für 
BRD/Länder (§ 4 Abs. 2 SÜG). Behörden
nutzen dies oft als "Auffangtatbestand".

● Manchmal nachträgliche Einstufung erst im
Verfahren, wenn sich herausstellt, dass
andere Ablehnungsgründe nicht tragen.



Foto: dpa

§ 6 Satz 1 IFG

Der Anspruch auf Informationszugang 
besteht nicht, soweit der Schutz 
geistigen Eigentums entgegensteht.

Tipp

• Grds. kein Urheberrechtsschutz für MA der Behörde
• BVerwG: Vertragszweck ist so auszulegen, dass 

auch Gewährung von  Informationszugang 
mitumfasst ist

• Auch wenn kein entsprechender Vertragszweck, 
nach VG Berlin grds. umfassende Nutzungsrechte.



Foto: dpa

§ 6 Satz 1 IFG

Zugang zu Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnissen darf nur 
gewährt werden, soweit der 
Betroffene eingewilligt hat.

Tipp

• Berechtigtes Geheimhaltungsinteresse 
erforderlich.

• Nachteilige Auswirkung auf Wettbewerbsposition 
muss von Behörde nachvollziehbar und plausibel 
dargelegt werden.

Betriebs- &
Geschäfts-
geheimnisse



§ 5 Absatz 1 Satz 1 IFG

Zugang zu personenbezogenen Daten darf nur 
gewährt werden, soweit das Informationsinteresse 
des Antragstellers das schutzwürdige Interesse 
des Dritten am Ausschluss des Informationszugangs 
überwiegt oder der Dritte eingewilligt hat.

Abs.2: Kein Überwiegen bei Personaldaten
Abs.3: In der Regel Überwiegen bei Gutachtern und 
Sachverständigen
Abs.4: Kein Ausschluss bei Bearbeitern

Schutz personen-
bezogener Daten

Tipp

Schwärzung zustimmen, wenn die 
personenbezogenen Daten nicht von 
Interesse sind



Widerspruch

Dritte

Entscheidung 
über Antrag

Entscheidung über 
Widerspruch

Antrag
bei Behörde

Bundesbeauftragte für 
Informationsfreiheit

Überblick IFG-Verfahren



RECOMMENDATIONS

Rechtsschutz

• Widerspruch (bis auf Hessen und NRW) 
innerhalb eines Monats, Form: 
schriftlich

• Untätigkeitsklage nach drei Monaten
Untätigkeit

• Klage vor den Verwaltungsgerichten
innerhalb eines Monats

• In der Regel kein Zugang zu
Informationen durch Eilrechtsschutz
(nach der Rechtsprechung)



RECOMMENDATIONS

Umweltinformationen

Anwendungsbereich

Alle Daten über den Zustand von 
Umweltbestandteilen, sowie Faktoren, 
Maßnahmen und Tätigkeiten, die sich 
auf diese auswirken (können)

Beispiele:
• Corona-Erlasse der Länder
• Entschädigungszahlungen an LEAG für die 

Stilllegung v. Jäntschwalde
• Formel für die Berechnung der 

Entschädigungszahlungen für 
Kohleausstieg

• Kommunikationsstrategie im Zsh. mit
Polizeieinsatz bei Stuttgart 21

• Gesprächsunterlagen mit UNIPER



RECOMMENDATIONS

Informationspflichtige
Stellen

• Regierung und andere Stellen der 
öffentlichen Verwaltung.

• Gremien, die diese Stellen beraten.
• Wenn Staat Mehrheitsanteilseigner 
ist oder über Mitglieder in 
Aufsichtsorganen verfügt



§ 3 IFG (Auszug)
nachteilige Auswirkungen auf bspw. internationale 
Beziehungen, militärische Belange, innere oder 
äußere Sicherheit, Durchführung von 
Gerichtsverfahren oder strafrechtlicher 
Ermittlungen

öffentliche Sicherheit

Beeinträchtigung der Vertraulichkeit 
internationaler Verhandlungen oder Beratungen 
von Behörden

Einstufung als Verschlusssache

Bereichsausnahme Nachrichtendienste

§ 8 UIG (Auszug)
nachteilige Auswirkungen auf die internationalen 
Beziehungen, die Verteidigung oder bedeutsame 
Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit, 
Vertraulichkeit der Beratungen von 
informationspflichtigen Stellen, Durchführung von 
Gerichtsverfahren oder strafrechtlicher Ermittlungen

Offensichtlich missbräuchliche Antragstellung

interne Mitteilungen der informationspflichtigen 
Stellen

�Stets Abwägung mit öffentlichem Interesse

Öffentliche Belange



§ 6 IFG 

Der Anspruch auf Informationszugang 
besteht nicht, soweit der Schutz 
geistigen Eigentums entgegensteht. 
Zugang zu Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnissen darf nur 
gewährt werden, soweit der 
Betroffene eingewilligt hat.

§ 9 UIG (Auszug) 

(1) Soweit
1. durch das Bekanntgeben der Informationen personenbezogene

Daten offenbart und dadurch Interessen der Betroffenen erheblich
beeinträchtigt würden,

2. Rechte am geistigen Eigentum, insbesondere Urheberrechte, durch
das Zugänglichmachen von Umweltinformationen verletzt würden
oder

3. durch das Bekanntgeben Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse
zugänglich gemacht würden oder die Informationen dem 
Steuergeheimnis oder dem Statistikgeheimnis unterliegen, ist d st
der Antrag abzulehnen, es sei denn, die Betroffenen haben 
zugestimmt oder das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe 
überwiegt.

Private Belange



Pressegesetze der Länder: Vertreter*innen der Presse
(Herausgeber*innen von „Druckwerken“)

§ 5 Abs. 1 Medienstaatsvertrag: Rundfunkveranstalter
§ 18 Abs. 4 Medienstaatsvertrag: Telemedien mit 
journalistisch-redaktionell gestalteten Angeboten

BVerwG:

Kein Anspruch gegenüber Bundesbehörden nach Landesrecht

Aber: Solange kein Bundesmedienauskunftsgesetz geschaffen 
wurde: Anspruch unmittelbar aus der Presse- und 
Rundfunkfreiheit nach Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG

Presserecht







Tipp

Überwiegendes Informations-
interesse darlegen

(1) Rundfunkveranstalter haben gegenüber Behörden ein 
Recht auf Auskunft. Auskünfte können verweigert werden, 
soweit

1.durch die Auskunftserteilung die sachgemäße 
Durchführung eines schwebenden Verfahrens vereitelt, 
erschwert, verzögert oder gefährdet werden könnte oder

2.Vorschriften über die Geheimhaltung entgegenstehen oder
3.ein überwiegendes öffentliches oder schutzwürdiges 
privates Interesse verletzt würde oder

4.ihr Umfang das zumutbare Maß überschreitet.

§ 5 Abs. 1 
Medienstaats-
vertrag



• Verfassungsunmittelbarer Auskunftsanspruch, soweit 
berechtigte schutzwürdige Interessen Privater oder 
öffentlicher Stellen an der Vertraulichkeit von 
Informationen nicht entgegenstehen.

• Orientierungshilfe: Ausschlussgründe der 
Informationsfreiheitsgesetze (BVerwG, Urteil vom 25. 
März 2015 – BVerwG 6 C 12.14)

• Aber: Dem verfassungsunmittelbaren Auskunftsanspruch der 
Presse gegenüber Bundesbehörden liegt das Modell einer 
umfassenden Abwägung zwischen dem Informationsinteresse 
der Presse und den einer Auskunftserteilung 
entgegenstehenden öffentlichen oder privaten Interessen 
zu Grunde (BVerwG, Urteil v. 18.9.2019 – 6 A 7.18)

Auskunft nach
Art. 5 GG



„Ein Anspruch der Presse ist zwar grundsätzlich auf 
Auskunft, d.h. auf mündliche oder schriftliche
Beantwortung einzelner konkret gestellter Fragen
gerichtet. [D]er Auskunftsanspruch [kann sich] im
Einzelfall zu einem Akteneinsichtsanspruch
verdichten, wenn andere Formen des 
Informationszugangs im Hinblick auf die begehrte
Information unsachgemäß wären und nur auf diese
Weise vollständige und wahrheitsgemäße
Sachverhaltskenntnis vermittelt werden kann. Eine 
solche (Sonder-)Situation liegt hier aufgrund der 
Eigenart der betroffenen Informationen nahe; 
komplexe wirtschaftliche Zusammenhänge, die sich in 
den Unterlagen niederschlagen, lassen sich
gegebenenfalls nur schwer im Wege einer Auskunft
aufbereiten, die dem pressespezifischen
Informationsinteresse genügt.“

BVerwG, Urteil v. 30.01.2020 -
BVerwG 10 C 18.19



RECOMMENDATIONS

Rechtsschutz Eilrechtsschutz:

„Erforderlich und zugleich ausreichend ist 
es, wenn ein

○ gesteigertes öffentliches Interesse und 
○ ein starker Gegenwartsbezug

der Berichterstattung vorliegen. Demnach darf 
ein Verweis auf das Hauptsacheverfahren nicht 
dazu führen, dass eine begehrte Auskunft mit 
starkem Aktualitätsbezug ihren 
Nachrichtenwert verliert und allenfalls noch 
von historischem Interesse ist“

BVerwG Beschluss vom 23.03.2021 - BVerwG 6 VR 
1.21
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- Aufzeichnungen
- Akteneinsicht
- langsamer
- jede*r
- andere Stellen
- fast überall
- Gebühren

- Wissen
- Auskunft
- schnell
- nur Journalist*innen
- Pressestelle
- überall
- kostenlos





Danke fürs Zuhören!

David Werdermann
david.werdermann@freiheitsrechte.de
werdermann@km8.legal

Hannah Vos
hannah.vos@okfn.de
vos@km8.legal
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